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1. Einleitung 

Die seit Jahren empirisch nachvollziehbaren Ten­
denzen zu mehr Ungleichheit bei Einkommen und 
Vermögen haben sich auch in letzter Zeit fortgesetzt. 
Und immer noch bleiben die positiven Wirkungen 
dieser Entwicklung insbesondere auf dem Arbeits­
markt aus, die als politische Versprechen zur Recht­
fertigung dieser Entwicklung und der sie begünstigen­
den gesetzgebensehen und administrativen Maßnah­
men dienen. Trotzdem ist die Forderung nach wie vor 
weit verbreitet, diese Politik fortzusetzen, weil die 
Umverteilung von unten nach oben im Sinn eines 
Sperrklinkeneffekts "noch nicht weit genug" sei. 
Doch angesichts der immer deutlicher zutage treten­
den sozialen und ökonomischen Nachteile dieses Un­
gleichheits-Experiments ist es an der Zeit, eine trag­
fähige Alternative einzuschlagen. Die ökonomischen 
Nachteile sind insbesondere die Erosion der privaten 
und staatlichen Binnennachfrage sowie die davon 
ausgehende Belastung des Arbeitsmarkts mit erneu­
ten Rückwirkungen auf die Nachfrage, die steigende 
Abhängigkeit von einer Iabileren Auslandsnachfrage, 
das Untergraben von Bildungs- und Leistungsbereit­
schaft angesichts nachlassender Arbeitschancen und 
sinkender Verdienstaussichten, die Verschlechterung 
von allgemeinen und beruflichen Bildungsinfrastruk­
turen, das Verschleudern von Humankapital durch 
Arbeitslosigkeit und niedrige Frauenerwerbsquoten 
u.a.m. 1). Entsprechende Erfahrungen sind nicht nur 
in Deutschland der letzten Jahre zu beobachten, son­
dern viel länger in den USA, in Großbritannien und 
neuerdings vor allem in den bis vor kurzem noch 
hochgelobten "Niedriglohn-Schwellenländern". Sie 
sind Grund genug für eine politische Kehrtwende, die 
die offensichtlich komplementären - und eben nicht 
konfliktträchtigen - Beziehungen zwischen Vertei-
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lungsgerechtigkeit und ökonomischer Leistungsfähig­
keit akzeptieren sollte. Verteilungsgerechtigkeit ist 
demnach kein illusionärer Moralismus, sondern er­
fahrungsgeleitete notwendige Voraussetzung für 
Wachstum, hohe Beschäftigung, solide Staatsfinan­
zen und internationale WettbewerbsfähigkeiL 

2. Gesamtwirtschaftliche Einkommens­
entwicklung 

Weit deutlicher als aus der Bruttolohnquote, deren 
unzulängliche Aussagefähigkeit hier schon öfter a n­
gesprochen wurde (s. Tabelle 1), geht aus der Netto­
lohnquote die Umverteilung auf gesamtwirtschaftli­
cher Ebene hervor; letztere ist hier definiert als Anteil 
der Nettolohn- und -gehaltsumme am gesamten ver­
fügbaren Volkseinkommen der privaten Haushalte (s. 
Tabelle 2). Die Nettolohnquote ist seit 1980 von 52,7 
vH um über 10 Prozentpunkte auf 41 ,9 vH in 1997 
gesunken. Dagegen ist die Nettogewinnquote, hier 
definiert als die Summe aus Gewinn- und Vermögens­
einkommen nach Verrechnung der auf hier entfalle­
nen Umverteilungsmaßnahmen, von 25,5 vH in 1980 
auf 35,6 vH 1997 gestiegen2). Die Strukturverände­
rung im verfügbaren Volkseinkommen hat sich also 
fast ausschließlich zugunsten der Gewinne im weite­
ren Sinne niedergeschlagen und, zieht man von ihnen 
die Vermögenseinkommen ab, auch der Gewinne im 
engeren Sinn. Tatsächlich wäre der Anstieg der pri­
vaten bzw. "entnommenen Gewinne" noch größer als 
ausgewiesen, wenn die Wirkungen der staatlichen 
Umverteilungspolitik auf sie und die Vermögensein­
kommen differenziert dargestellt werden könnten. 
Mangels entsprechender Informationen in der Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) sind hier 
aber die Vermögenseinkommen brutto gleich netto 
gesetzt worden, was unterstellt, daß auf sie keine 
Steuern zu entrichten waren bzw. alle Steuern auf Ge­
winn- und Vermögenseinkommen nur den ersteren 
zugerechnet werden. Zwar ist dieses Vorgehen ten­
denziell gerechtfertigt angesichtsdes besonders hohen 
Ausmaßes an Steuerhinterziehung bei Vermögensein­
kommen; aber es überhöht gleichzeitig auch die Steu­
erbelastung der Gewinne im engeren Sinne und un-
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1) Siehe dazu u. a. Hei.,e, A. 11. a .. Begutachtung des Winschaftsstundons 
Deutschland - aus einer anderen Sicht. in: WSI-Mitteilungen 6/1998. 
s. 393 ff. 

2) Die Bruttogewinnquote ist die aus Tabelle I ableitbare Differenz zwischen 
der Bruttolohnquote und dem zu 100 gesetzten Volkseinkommen. 
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